
Wer von neuen Netztarifen pro�tiert hat  
Die Abrechnungen fürs erste Quartal zeigen, für wen die Netzkosten gesunken sind. Im Sommer sollte es für alle günstiger werden. 

Daniela Fritz 

 

Mit der Jahreswende führten 
die Liechtensteinischen Kraft-
werke (LKW) ein neues Tarif-
modell für die Netznutzungsge-
bühren ein. Diese sollten ver-
ursachergerechter aufgeteilt 
werden: Statt nach Hoch- und 
Niedertarif unterscheiden sich 
die Preise neu nach Winter und 
Sommer, zudem �nden Leis-
tungsspitzen Berücksichtigung. 
Der Systemwechsel selbst sollte 
einen durchschnittlichen Haus-
halt gemäss LKW nicht teu- 
rer kommen. Der Netzbetreiber 
stellte sogar ingesamt günstigere 
Preise in Aussicht, da die Abga-
ben im vorgelagerten Netz ge-
senkt wurden.  

Regierung erkennt  
keine Diskriminierung 
Für Wirbel sorgte in der Be- 
völkerung insbesondere, dass 
PV-Anlagenbesitzer der Kun-
dengruppe zwei zugeordnet 
werden. Diese zahlt einen Leis-
tungspreis, der sich nach der 
maximalen Leistungsspitze in-
nerhalb eines Monats orien-
tiert. Zudem werden im Winter 
Zuschläge in den Abendsstun-
den fällig.  

Der Kundengruppe eins, zu 
der Haushalte mit einem Ver-
brauch von unter 15 000 Kilo-
wattstunden zählen, wird hin-
gegen weder ein Leistungspreis 
noch ein Zuschlag am Abend  
verrechnet. Sie zahlt dafür ei-
nen Grundpreis von 3.50 Fran-
ken pro Monat und einen leicht 
höheren Arbeitspreis als die 
Kundengruppe zwei.  

Im Landtag stiess die Ungleich-
behandlung auf Kritik. Wer in 
Photovoltaik, Wärmepumpen 
oder E-Autos investiere, dürfe 
nicht benachteiligt werden, 
meinten etwa Stefan Öhri (VU) 
und Manuela Haldner-Schier-
scher (FL). «Wenn nicht alle 
gleichbehandelt werden kön-
nen, muss halt alles beim Alten 
bleiben», fand Erich Hasler 
(DpL). Die neuen Netznut-
zungsgebühren seien diskrimi-
nierend, ungerechtfertigt und 

nicht zielführend. Das würde 
den politischen Bemühungen, 
erneuerbare Energien zu för-
dern, zuwiderlaufen.  

Die Regierung kann hin- 
gegen keine Diskriminierung  
ausmachen. Der Netzbetreiber 
dürfe Kategorien von Netznut-
zern mit unterschiedlichen Ta-
rifen bilden – die Preise müssen 
aber die vom Kunden verur-
sachten Kosten widerspiegeln. 
«Die Zuteilung zu den Kunden-
gruppen erfolgt insbesondere 

auf Basis der jährlich bezoge-
nen Energiemenge sowie der 
Spannungsebene, auf welcher 
der Kunde angeschlossen ist», 
erklärte Innenminister Hubert 
Büchel im Mai-Landtag. «Die 
Kundengruppe zwei ist keine 
spezielle Gruppe für PV-Anla-
genbesitzer.» Vielmehr würden 
darin alle Kunden auf Nieder-
spannungsebene zusammenge-
fasst, bei denen der Leistungs-
wert bereits ermittelt werden 
kann, so etwa Kunden mit grös-

seren Liegenschaften und hö-
herem Verbrauch, Unterneh-
men oder eben Kunden mit PV-
Anlagen. 

PV-Anlagen-Besitzer zahlten 
im Winter etwas mehr 

Mittlerweile liegen die ersten 
Quartalsabrechnungen vor – 
wurden die Netzkosten tatsäch-
lich günstiger? Zumindest für 
die Kundengruppe eins, zu der 
rund 21 000 Haushalte zählen, 
sanken die Gebühren um 

durchschnittlich 3,03 Prozent. 
Das sind 0.49 Rappen pro Kilo-
wattstunde. Dies ergab eine 
Kleine Anfrage von Erich Hasler 
(DpL). In der Kundengruppe 
zwei mit rund 3600 Kunden 
stiegen die Gebühren im glei-
chen Zeitraum moderat um 
0,57 Prozent oder 0.08 Rappen 
pro Kilowattstunde. Welchen 
Anteil die Preissenkungen im 
vorgelagerten Netz daran hat-
ten, konnte die Regierung im 
Rahmen der Kleinen Anfrage 
allerdings nicht eruieren. 

«Die Abrechnung basiert 
auf den höheren Winterprei-
sen», betonte der Innenminis-
ter. Würde das erste Quartal 
2025 mit den Sommerpreisen 
berechnet, sänken die Kosten 
für alle. Kundengruppe eins 
würde 2.29 Rappen pro Kilo-
wattstunde (–15,25 Prozent) 
und Kundengruppe zwei sogar 
2.51 Rappen pro Kilowattstunde 
(–17,76 Prozent) sparen. 

Hubert Büchel widersprach 
der Darstellung, dass die Netz-
nutzungstarife den politischen 
Bemühungen um eine Ener-
giewende zuwiderlaufen. PV-
Anlagen würden durch Förde-
rungen, Einsparungen durch 
Eigenverbrauch und Ein   speise -
 tarife weiterhin attraktiv blei-
ben. «Eine leistungsabhängige 
Netzverrechnung ist in diesem 
Zusammenhang kaum rele-
vant», so Büchel. 

 

Die Netznutzungsgebühren 

Die Tarife im Detail und für alle 

Kundengruppen aufgeschlüs-

selt finden Sie auf www.lkw.li. 

Dass ein Haushalt andere Tarife zahlen soll, bloss weil eine PV-Anlage vorhanden ist, sorgte für Unverständnis. Symbolbild: Keystone
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Bauern kritisieren Amt: Lange Wartezeiten und Fehler 
Gemäss mehreren Landwirtschaftsorganisationen gibt es Probleme bei der Auszahlung von Fördergeldern und inkompetentes Personal. 

Landwirtschaftsorganisationen 
werfen der liechtensteinischen 
Verwaltung, insbesondere dem 
Amt für Umwelt, schwere Ver-
säumnisse vor. In einer Stel-
lungnahme adressiert an die 
Landtagsabgeordneten bemän-
geln die Vereinigung Bäuerli-
cher Organisationen (VBO), 
Bioland Liechtenstein und die 
Schafzuchtgenossenschaft FLO 
die Antworten der Regierung 
auf drei Kleine Anfragen im 
Mai-Landtag. Die Kritik betri�t 
die Förderung heimischer Pro-
dukte, Personalprobleme und 
vor allem die schleppende Aus-
zahlung von Fördergeldern.  

Absatzförderung: Lange  
Wartezeiten bemängelt 

Nach der Au�ösung der Stif-
tung Agrarmarketing hat die 
Regierung eine neue Kommis-
sion eingesetzt, die Verarbei-
tung und Absatz fördern soll. 
Laut Regierung tagte diese erst-
mals am 3. Oktober 2024, doch 
die Organisationen widerspre-
chen: Die erste Sitzung habe 
erst im Dezember 2024 stattge-
funden. Projekte konnten bis 
Ende November 2024 und 
Ende Februar 2025 eingereicht 
werden. Bis Ende 2024 gingen 
13 Gesuche ein, deren Bearbei-
tung laut Regierung drei Mo-

nate dauert. Bei den ersten be-
willigten Projekten wurde An-
fang März 2025 informiert. Für 
die zweite Runde mit neun Ge-
suchen sollen die Entscheidun-
gen bis Mitte Mai fallen. Die Or-
ganisationen kritisieren die lan-
gen Bearbeitungszeiten. In 
einer Sitzung im Februar dieses 
Jahres wurde vereinbart, dass 
rechtsmittelfähige Bescheide 
bis Ende April vorliegen. Doch 
laut Stellungnahme vom 14. Mai 
ist dies nicht geschehen. Solche 
Verzögerungen erschweren die 
Investitionsplanung der Betrie-
be erheblich.  

Probleme bei Auszahlungen 
von Fördergeldern 

Seit Dezember 2023 gibt es 
massive Schwierigkeiten bei 
der Berechnung und Auszah-
lung staatlicher Fördergelder. 
Bereits im Juni 2024 war dies 
Thema im Landtag. Damals er-
klärte die Regierung, ein fehler-
hafter Datenimport aus der 
Tierverkehrsdatenbank sei die 
Ursache gewesen und inzwi-
schen behoben worden.  

Doch laut VBO und Land-
wirten traten ähnliche Proble-
me bei der Schlusszahlung 
2024 auf. Diese erfolgte ohne 
vorherige Abrechnung, die erst 
Mitte Januar 2025 nachgereicht 

wurde – und erneut Fehler  
enthielt. Trotz fristgerechter 
Rückmeldungen an das Amt 
für Umwelt warten Betro�ene 
bis heute auf Antworten.  

Die Regierung räumt ein, 
dass die Schlusszahlung 2024 
ohne Abrechnung erfolgte. Per-
sonalmangel im Dezember 
2024 habe dazu geführt, dass 
die Auszahlung priorisiert wur-
de, um sie noch vor Jahresende 
abzuwickeln. Landwirte seien 
darüber informiert worden.  

Die Organisationen kritisie-
ren, dass die Regierung ihre Zu-
sage aus dem Juni 2024, einen 
reibungslosen Ablauf zu ge-
währleisten, nicht eingehalten 
habe. Auch die damaligen Zah-
len seien o�enbar fehlerhaft, da 
im August 2024 noch Nachzah-
lungen für 2023 erfolgten. Eini-
ge Landwirte warten weiterhin 
auf Rückmeldungen zu ihren 
Zahlungen.  

Rückforderungen  
für Alpungsbeiträge 

Zusätzlich erhielten einige 
Landwirte die Au�orderung, zu 
Unrecht erhaltene Beiträge für 
die Alpung von Kleintieren auf 
Schweizer Alpen in den Jahren 
2022 und 2023 zurückzuzahlen. 
Die Regierung bestätigt, dass 
diese Zahlungen irrtümlich er-

folgt seien. Für 2024 wurden sie 
eingestellt und das Amt für Um-
welt sei gesetzlich verp�ichtet, 
die Beträge zurückzufordern. 
Man stehe mit den Betro�enen 
in Kontakt. Die Organisationen 
fragen, warum diese Beiträge 
zwei Jahre lang ausgezahlt wur-
den, obwohl keine gesetzliche 
Grundlage bestand. Bauern 
müssten sich darauf verlassen 
können, dass Auszahlungen 
rechtlich abgesichert sind. Die 
Regierung betont, seit Bekannt-

werden der Fehler Massnah-
men ergri�en zu haben: Perso-
nallücken wurden geschlossen, 
Arbeitsprozesse und Software 
verbessert. Zudem lud das Amt 
Landwirte zu persönlichen Ge-
sprächen ein, um Strukturdaten 
zu erfassen.  

Personal�uktuation  
im Amt für Umwelt 

Eine weitere Anfrage betri�t 
die hohe Personal�uktuation 
im Amt für Umwelt. In den 

letzten zehn Jahren verliessen 
rund 60 Mitarbeiter die Be-
hörde. Fünf Angestellte waren 
in den letzten fünf Jahren län-
ger als drei Monate krankge-
schrieben.  

Die Regierung erklärt, das 
Amt für Personal führe Zufrie-
denheitsanalysen durch und 
beobachte die Fluktuation. 
Au�älligkeiten würden der 
Amtsleitung gemeldet. Die Or-
ganisationen stellen jedoch 
Fragen zur Auswertung dieser 
Analysen: Wer bewertet die 
Au�älligkeiten? Wie wird ver-
fahren, wenn die Amtsleitung 
selbst betro�en ist? Zudem 
zweifeln sie an der Fachkompe-
tenz der aktuellen Interimslei-
tung der Landwirtschaftsabtei-
lung und fordern Klarheit über 
die Suche nach einer geeigne-
ten Fachkraft. Die Stellung-
nahme der landwirtschaftli-
chen Organisationen zeigt, 
dass trotz gegenteiliger Aussa-
gen der Regierung o�enbar 
weiterhin gravierende Proble-
me bei der Abwicklung von 
Förderungen und Zahlungen 
bestehen. Die Organisationen 
erwarten von der Verwaltung 
transparente, zügige und auch 
rechtssichere Abläufe.  

 
Patrik Schädler

Liechtensteiner Landwirte müssen ihre Beiträge für die Alpung auf 

Schweizer Alpen zurückzahlen. Symbolbild: Keystone
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